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Handreichungen f�r Vertretung bei Verhinderung 
des Schulleiters / der Schulleiterin

- „Dienst�ltestenregelung“ -

Rechtliche Grundlagen

� 26 Abs. 7 Schulgesetz (SchulG):

„(7) Ist die Schulleiterin oder der Schulleiter verhindert, so wird die Schule in folgen-
der Reihenfolge geleitet von:

1. der Lehrkraft, die mit der st�ndigen Vertretung beauftragt ist,
2. der Lehrkraft, die mit der weiteren Vertretung beauftragt ist, oder
3. der dienst�ltesten Lehrkraft.

Die Schulbeh�rde kann anstelle der dienst�ltesten eine andere Lehrkraft mit 
der Vertretung beauftragen.“

- - -

Dienstordnung f�r Leiter und Lehrer (..) (DO):
(Auszug)

2. Schulleiter 

2.1 F�r jede Schule wird ein Schulleiter bestellt. Organisatorisch verbundene Grund-
und Hauptschulen haben einen gemeinsamen Schulleiter. In einem Schulzentrum 
haben sich die Schulleiter in Angelegenheiten, die eine einheitliche Behandlung er-
fordern, aufeinander abzustimmen. 

St�ndiger Vertreter des Schulleiters 

3.1 Bei Verhinderung des Schulleiters hat sein st�ndiger Vertreter die gleichen Rech-
te und Pflichten wie der Schulleiter. 

Studiendirektor, 2. Realschulkonrektor und 2. Konrektor bei der Schulleitung 

4.1 Vertreten der Studiendirektor bzw. der 2. Realschulkonrektor bzw. der 2. Konrek-
tor bei der Schulleitung den Schulleiter, so haben sie die gleichen Rechte und Pflich-
ten wie der Schulleiter. 
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Umsetzung

1. Begriffsdefinition: Was bedeutet „dienst�lteste Lehrkraft“?

Nach einem Rundschreiben der Bezirksregierung Trier vom 25.05.1976 ist
„dienst�ltester hauptamtlicher Lehrer“, wer das h�chste Amt am l�ngsten in-
nehat.
Bei gleichem Dienstalter entscheidet das Lebensalter.
Ma�gebend ist damit die Dauer der T�tigkeit im Schuldienst, dies muss nicht 
unbedingt mit der Zugeh�rigkeit zu der derzeitigen Schule identisch sein.

Dabei ist eine Unterscheidung zwischen Beamten und Besch�ftigten nicht 
vorgesehen. In der Folge k�nnten somit sogar befristet Besch�ftigte in Frage 
kommen. Ob diese M�glichkeit so immer auch im Sinne des Gesetzgebers ist, 
bleibt zu hinterfragen. 

2. Wer „benennt“ den / die Dienst�lteste/n?

Eine ausdr�ckliche Benennung als dienst�lteste Lehrkraft (D�) erfolgt nicht; 
(s. auch „Begriffsdefinition“) Bei erforderlichen, abweichenden Regelungen 
wird diese von der Schulaufsicht verf�gt und dem Bezirkspersonalrat zuvor zur
Mitbestimmung vorgelegt. Dabei liegt es nicht im Ermessen der Schulleitung 
oder der Schulaufsicht, eine andere Lehrkraft vorzuschlagen, solange der/die 
Dienst�lteste ihre Bereitschaft zur �bernahme der Aufgaben bekundet hat.

3. Hat der / die Dienst�lteste die gleichen Rechte und Pflichten wie ein
Schulleiter?

Ist die Schulleiterin oder der Schulleiter verhindert und keine Lehrkraft mit der 
st�ndigen oder mit der weiteren Vertretung beauftragt (vgl. hierzu 3.1 und 4.1 
DO), leitet die dienst�lteste Lehrkraft die Schule mit allen Rechten und 
Pflichten, die sich f�r die Schulleitung aus dem SchulG und den sonstigen 
Rechtsvorschriften ergeben. (vgl. hierzu „Aufgaben des Schulleiters“)

4. Kann ich die Aufgabe auch ablehnen? Wenn ja, unter welchen Umst�n-
den?

Wenn gewichtige Gr�nde f�r eine Ablehnung vorgetragen werden, kann die
Schulbeh�rde anstelle der dienst�ltesten Lehrkraft eine andere Lehrkraft mit 
der Vertretung beauftragen (� 26 Abs. 7 S. 2 SchulG).
Unerl�sslich bei der Beantwortung dieser Frage ist der zu pr�fende Einzelfall. 
So k�nnte zum Beispiel eine bestehende Erkrankung, eine gerade �berstan-
dene Erkrankung, unmittelbar bevorstehendes Ausscheiden aus dem Schul-
dienst u.v.a. ausschlaggebend sein. 
Grunds�tzlich gilt aber, dass die Bereitschaft zur vor�bergehenden �bernah-
me dieser Leitungsfunktion als Bestandteil der Dienstpflicht einer Lehrkraft 
angesehen wird. 
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5. Muss ein �PR diese Aufgabe �bernehmen? (Vereinbarkeit)

� 10 Abs. 4 LPersVG besagt:
(4) Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle und die stellvertretende Leiterin 
oder der stellvertretende Leiter nach � 5 Abs. 5 sowie die Mitglieder einer kol-
legialen Dienststellenleitung sind f�r die Personalvertretung bei ihrer Dienst-
stelle nicht wahlberechtigt.

� 11 Abs. 3 LPersVG:
(3) Nicht w�hlbar sind f�r die Personalvertretung bei ihrer Dienststelle Be-
sch�ftigte, die zu selbst�ndigen Entscheidungen in mitbestimmungspflichtigen 
Personalangelegenheiten der Dienststelle befugt sind.

Daraus folgt, dass die gleichzeitige Wahrnehmung der Schulleitungst�tigkeit 
als dienst�lteste Lehrkraft und als �PR sich ausschlie�en. Die �bernahme er-
folgt nur auf Basis der Freiwilligkeit. Bei �bernahme einer Schulleitungst�tig-
keit - auch im hier beschriebenen Vertretungsfall - erfordert, dass der �PR 
sein Amt ruhen l�sst und ggf. hierf�r ein Nachfolger / eine Nachfolgerin ein-
springt. Dass die Schule dadurch ohne �PR auskommen muss, sollte tun-
lichst vermieden werden.

6. Kann die Aufgabe auch von mehreren Personen �bernommen werden?

Grunds�tzlich sollte die Schulleitung in einer Hand liegen, im Bedarfsfalle 
k�nnen jedoch auch flexible L�sungen praktiziert werden. Lehrkr�ften, denen 
einzelne Schulleitungsaufgaben �bertragen werden, k�nnen Anrechnungs-
stunden aus der Schulleitungspauschale gew�hrt werden (LehrArbZVO).

Wichtig ist jedoch transparent zu machen, wer welche F�hrungsaufgaben in 
der Schule wahrnimmt. Dies gilt nicht zuletzt f�r die Vertretung der Schule 
nach au�en. Eine Zersplitterung der Schulleitungsaufgaben auf zu viele Lehr-
kr�fte, erscheint dabei in aller Regel nicht sinnvoll.

7. K�nnen Anrechnungsstunden gew�hrt werden?

Nach der Anlage 1 zu � 8 der LehrArbZVO, Ziffer 1.1, stehen f�r die nicht
unterrichtlichen T�tigkeiten der Schulleitung (Schulleiterin oder Schulleiter,
Vertreterinnen oder Vertreter)  sowie f�r weitere Leitungsaufgaben jeder Schu-
le eine Gesamtzahl von Anrechnungsstunden zur Verf�gung.

Diese Anrechnungsstunden sind von der Schulleiterin oder dem Schulleiter im
Benehmen mit den anderen Mitgliedern der Schulleitung entsprechend dem 
Umfang der Aufgaben aufzuteilen. Anrechnungen f�r Schulleitungsaufgaben 
werden im Rahmen der Gesamtanrechnung auch bei kommissarischer Wahr-
nehmung der entsprechenden Aufgaben gew�hrt.

Das hei�t, dass im Falle einer „Dienst�ltestenregelung“ der betroffenen Lehr-
kraft vom ersten Tag an s�mtliche Anrechnungsstunden aus der sogenannten
Schulleitungspauschale zustehen. Dadurch entstehender Stundenbedarf zur 
Vermeidung von Unterrichtsausfall muss z.B. durch Abschluss eines Vertre-
tungsvertrags ausgeglichen werden. Keineswegs darf dieses Defizit durch die
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l�ngerfristige Anordnung von Mehrarbeit, gegen den Willen der/des Betroffe-
nen, aufgefangen werden. Hier ist auch der �PR in der Pflicht, im Interesse al-
ler Lehrkr�fte auf die Einhaltung der entsprechenden gesetzlichen Vorgaben 
zu achten.

8. Reduziert sich durch die �bernahme der Schulleitungst�tigkeit meine
Unterrichtsverpflichtung?

Durch die �bernahme der Schulleitungst�tigkeit als dienst�lteste Lehrkraft re-
duziert sich die Unterrichtsverpflichtung in dem Ma�e, in dem die der Schule 
zur Verf�gung stehenden Anrechnungsstunden in Anspruch genommen wer-
den (siehe Nr. 7).
Eine Regelung kann im Einvernehmen mit der betroffenen Lehrkraft auch �ber 
eine zeitlich befristete Deputatserh�hung (z.B. bei Teilzeit) erfolgen. Die auf 
l�ngere Frist angelegte Anordnung regelm��iger Mehrarbeit ist auch aus die-
sem Anlass nicht zul�ssig.

9. �ndert sich dadurch mein t�glicher Einsatz?

Der unterrichtliche Einsatz �ndert sich in aller Regel durch die Inanspruch-
nahme von Anrechnungsstunden f�r Schulleitungst�tigkeiten. Die Pr�senzzeit 
richtet sich nach den schulischen Erfordernissen. Das hei�t, dass zum Bei-
spiel bei GTS auch eine zus�tzliche Anwesenheit am Nachmittag erforderlich 
sein kann.

10. Aufgaben

� 26 SchulG: Schulleiterinnen und Schulleiter
(1) Die Schulleiterinnen und Schulleiter sind f�r die Durchf�hrung der Erzie-
hungs- und Unterrichtsarbeit im Rahmen des Bildungsauftrags der Schule und 
der Ma�nahmen zur Schulentwicklung und Qualit�tssicherung verantwortlich. 
Sie f�hren unbeschadet der Rechte des Schultr�gers die laufenden Verwal-
tungsgesch�fte der Schule und vertreten sie nach au�en. Sie �bertragen Teile 
der Aufgaben auf Lehrkr�fte, die mit der Vertretung beauftragt sind, sowie auf 
andere Lehrkr�fte der Schule.

(2) Die Schulleiterinnen und Schulleiter unterst�tzen die Zusammenarbeit der
Lehrkr�fte. Sie beraten in Fragen der schulischen Bildung und Erziehung. Sie 
f�rdern die Verbindung zu den Eltern der Sch�lerinnen und Sch�ler und den 
f�r die au�erschulische Berufsbildung Verantwortlichen sowie zu den au�er-
schulischen Beratungseinrichtungen. Sie pflegen die Verbindung zu den Be-
h�rden der Jugend- und Sozialhilfe und stellen die notwendige Beteiligung der 
Schule bei der Aufstellung und �berpr�fung von Hilfepl�nen f�r Kinder und 
Jugendliche sicher.

(3) Die Schulleiterinnen und Schulleiter sind gegen�ber den Lehrkr�ften sowie 
den p�dagogischen und technischen Fachkr�ften weisungsberechtigt; � 25 
Abs. 1 bleibt unber�hrt. Das Weisungsrecht nach Satz 1 Halbsatz 1 erstreckt 
sich auf das Verwaltungs- und Hilfspersonal sowie die Betreuungskr�fte der 
Schule; das Weisungsrecht des Schultr�gers bleibt im �brigen unber�hrt.
Dienstordnung Ziffer 1:
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„Die Lehrer jeder Schule tragen einzeln und in ihrer Gesamtheit zu-
sammen mit dem Schulleiter Verantwortung daf�r, dass die Schule 
ihre Aufgaben erf�llt. Sie arbeiten mit den am Schulleben Beteiligten –
insbesondere mit den Erziehungsberechtigten, den Sch�lern und dem 
Schultr�ger – zusammen.“

Im Verhinderungsfalle leitet die dienst�lteste Lehrkraft die Schule mit allen 
Rechten und Pflichten, die sich f�r die Schulleitung aus dem Schulgesetz und 
den sonstigen Rechtsvorschriften ergeben, insbesondere aus der Dienstord-
nung f�r die Leiter und Lehrer an �ffentlichen Schulen in RLP, speziell Ziffer 2. 
Schulleiter.

11. Wie lange muss ich diese Aufgabe wahrnehmen?

In der Regel bis zur R�ckkehr der Stelleninhaberin/ des Stelleninhabers. Da 
das Land Rheinland-Pfalz (vertreten durch die ADD) in zunehmendem Ma�e 
aber auch auf diese Regelung zur�ckgreift, um die Vakanz von Schulleitungs-
stellen zu „�berbr�cken, wird in diesen F�llen auch erwartet, dass der/ die D� 
bis zur Neubesetzung der Stelle die Dienstgesch�fte unentgeltlich wahrnimmt.

Hierzu vertritt der BPR Grundschulen die Auffassung, dass in allen F�llen ei-
ner Vakanz von einer Vertretungsregelung im Sinne der Dienstordnung bzw. 
des Schulgesetzes nicht die Rede sein kann. Deswegen kann u.E. hier auch 
von dieser Regelung kein Gebrauch gemacht werden. In all diesen F�llen soll-
ten benachbarte Schulleitungen mit der Mitf�hrung dieser Schulen beauftragt 
werden. Durch Delegation von Aufgaben k�nnten dabei einige wenige Arbei-
ten auf Lehrkr�fte der verwaisten Schule �bertragen werden.

In der praktischen Umsetzung, so best�tigen die Referatsleitungen 33, gilt 
die Regelung, dass bei nicht besetzten Schulleitungsstellen, deren Vakanz 
auch nicht in absehbarer Zeit beendet werden kann, anstelle der D�-Regelung 
die Mitf�hrung durch benachbarte Schulen erfolgt. Die daraus resultierende 
zus�tzliche Belastung der SL wird durch Gew�hrung von Anrechnungsstun-
den zum Teil kompensiert.

12. Wird mir die Zeit als D� im Falle einer Bewerbung angerechnet?

In zahlreichen Gespr�chen und auch schriftlichen Eingaben hat der BPR 
Grundschulen nicht zuletzt auch mit dem Pr�sidenten der ADD sich daf�r ein-
gesetzt, dass Zeiten einer solchen D�-Vertretungst�tigkeit im Falle einer Be-
werbung um eine / diese Funktionsstelle angerechnet werden sollten. Dabei 
beruft sich das angefragte Ministerium in seiner ablehnenden Stellungnahme 
auf die bestehenden Rechtsvorschriften. 

Selbst der Versuch, diese Zeiten im erfolgreichen Bewerbungsfall auf die so-
genannte Bew�hrungszeit anzurechnen, schlug fehl.

Da war es auch nicht mehr verwunderlich, dass auch die evtl. fr�here Gew�h-
rung der Funktionsstellenzulage aus dem gleichen formalen Grund abgelehnt 
wurde.
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Allerdings wird im konkreten Bewerbungsverfahren um eine Funktionsstelle 
gerade die gemachte Erfahrung im Verlauf eines Einsatzes als D� abgefragt 
und in der Gesamtbeurteilung angemessen ber�cksichtigt.

Bleibt festzuhalten: Unter Hinweis auf die Gehorsamspflicht / Dienstpflicht ei-
nes Beamten wird die �bernahme zus�tzlicher Aufgaben eingefordert. Nach 
Auffassung des BPR Grundschulen sollte ein finanzieller Ausgleich hier ge-
schaffen werden. 

13. Unterschriften

Die dienst�lteste Lehrkraft unterzeichnet in ihrer Funktion als Vertretung der
Schulleitung „In Vertretung“ (i.V.).

- Unterschrift unter Zeugnisse
� 44 Abs. 2 Grundschulordnung:
(2) Zeugnisse werden handschriftlich, maschinell oder elektronisch ausgefer-
tigt und d�rfen keine Korrekturen enthalten. Sie werden handschriftlich von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter und der Klassenleiterin oder dem Klassen-
leiter oder ihren Vertreterinnen oder Vertretern unterzeichnet. Die Verwendung 
von Faksimilestempeln und digitalisierten Unterschriften ist unzul�ssig. Die 
Zeugnisse tragen das Datum des Ausstellungstages. Abgangs- und Ab-
schlusszeugnisse sind mit dem Siegel der Schule zu versehen. Von allen 
Zeugnissen ist eine Zweitschrift f�r den Sch�lerbogen anzufertigen.

14. Ausfertigung dienstlicher Beurteilungen

Gem�� Ziffer 2.6 der Dienstordnung ist es grunds�tzliche Aufgabe des Schul-
leiters als Vorgesetzter der an der Schule t�tigen Lehrkr�fte, dienstliche Beur-
teilungen zu erstellen. Im Bedarfsfalle wird eine Absprache mit der Schulauf-
sicht empfohlen.
Die VV betr. der dienstlichen Beurteilungen der Lehrkr�fte an Schulen f�hrt 
hierzu aus:
1.3.2 Die Beurteilung muss sich aus dem Gesamteindruck ergeben, den die 
oder der Beurteilende durch eingehende Kenntnis von der zu beurteilenden 
Lehrkraft erworben hat; einzelne Kontakte oder punktuelle Einblicke in die Ar-
beit der Lehrkraft reichen nicht aus. Eine Teilzeitbesch�ftigung darf sich nicht 
nachteilig auf die Beurteilung auswirken.
Die oder der Beurteilende f�hrt f�r die Erstellung der dienstlichen Beurteilung 
in der Regel mehrere Unterrichtsbesuche durch. Anzahl und Zeitpunkt sind auf 
dem Beurteilungsbogen zu vermerken.
Die oder der Beurteilende kann - soweit das im Einzelfall erforderlich erscheint 
- zur Beratung in fachdidaktischen und fachmethodischen Fragen eine ent-
sprechend qualifizierte Lehrkraft hinzuziehen oder eine hierf�r qualifizierte 
Lehrkraft beauftragen.

Auch hier bleibt kritisch zu hinterfragen, ob von einer tempor�ren Verhinde-
rungsvertretung eine solche Aufgabe tats�chlich gefordert werden sollte.
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Auf Nachfrage haben uns die Referatsleitungen 33 erkl�rt, dass in ihrem je-
weiligen Zust�ndigkeitsbereich auf die Fertigung von Dienstlichen Beurteilun-
gen durch den/die D� verzichtet wird. Sollte eine Beurteilung tats�chlich im 
Zeitraum einer Vertretungsregelung erforderlich werden, so �bernimmt diese 
Aufgabe die zust�ndige Schulaufsicht ggf. unter Hinzuziehung einer weiteren 
Fachkraft.

15. Unterrichtsbesuche

Kollegiale Fallberatungen in gegenseitiger Absprache sind sinnvoll und w�n-
schenswert. Ob allerdings ein/e Dienst�lteste/r sich ausgerechnet auch noch 
diesen Aufgaben im zeitlich begrenzten Verhinderungsfall zuwenden soll, 
bleibt mehr als fragw�rdig. Dass dies rechtlich zul�ssig ist, kann nicht bestrit-
ten werden.

16. LAA-Ausbildung:

Der Schulleiter leitet die Ausbildung an der Schule.
Die damit verbundenen Aufgaben gelten auch f�r die Vertretung.
Damit steht zweifelsfrei fest, dass auch dieser Aufgabenbereich durch den/die 
D� wahrgenommen werden soll/muss.

17. Genehmigung von Beurlaubungen

Beurlaubungen von staatlichen Bediensteten erfolgen nach R�cksprache mit 
der Schulaufsicht.

18. Dienstpost / Ferienregelung

Es muss sichergestellt sein, dass die Dienstpost gesichtet und beantwortet 
wird. Dies gilt auch f�r die Ferienvertretung.

Ziffer 2.12.2 der Dienstordnung:
„Der Schulleiter teilt die Ferienvertretung rechtzeitig der Schulbeh�rde mit. Er 
ist berechtigt, w�hrend der Sommerferien in den beiden mittleren Ferien-
wochen sowie in der Zeit zwischen dem 1. Weihnachtsfeiertag und Neujahr 
die Schule zu schlie�en. Im �brigen sorgt er f�r die ordnungsgem��e Durch-
f�hrung der Dienstgesch�fte in den Ferien.“

19. Zugangsberechtigungen

Bis dato ist dem BPR Grundschulen keinerlei Hinweis bekannt, nachdem es in 
Umsetzung der D�-Regelung erforderlich ist, eine Vertretungskraft auch for-
mal in die Lage zu versetzen, die ihr �bertragenen Aufgaben wahrnehmen zu 
k�nnen. Dazu geh�rt nicht zuletzt auch eine umf�ngliche Preisgabe aller er-
forderlichen Zugangsberechtigungen.

Das hei�t, insbesondere im Bereich der elektronischen Verarbeitung von Da-
ten bestehen umf�ngliche, passwortgesch�tzte Zugangsbereiche. Gerade un-



Sonderdruck des BPR Grundschulen 2011                                                                                                    10 / 15

ter Beachtung von Datenschutzvorschriften sind diese Zugangsberechtigun-
gen nicht �ffentlich „auszuh�ngen“, sondern nach genauen Vorschriften zu 
verwahren bzw. geheim zu halten.

Im Vertretungsfall muss aber die Lehrkraft in der Lage sein, nicht zuletzt bei 
etwas l�ngeren Vertretungsphasen, uneingeschr�nkten Zugriff auf alle Daten-
best�nde zu haben.

Dazu geh�ren unter anderem:

- Zugangsberechtigung / Kennwort zum Schulverwaltungsrechner
- Zugangsberechtigung zu EPoS
- Zugangsberechtigung zu allen e-schule24 Datenb�nken
- Zugangsberechtigung zu evtl. vorhandenen Schuldateien
- Zugriff auf die Datenbank EDISON
- Zugang zur AQS
- Zugang zur PES und /oder GTS Datenbank
- Schulhomepage u.v.a.

Nach R�ckkehr des Amtsinhabers ist es aber dann auch erforderlich, dass die 
mitgeteilten Kennw�rter und Zugangsberechtigungen umgehend wieder ge-
wechselt werden, um somit jedwede M�glichkeit eines Missbrauchs zu verhin-
dern.

Exkurs: Eine �nderung der Zugriffsberechtigung m�sste im �brigen auch im-
mer dann erfolgen, wenn Mitglieder der Schulleitung ausscheiden. In
der Praxis ist aber dem ausgeschiedenen ehem. SL-Mitglied auch 
noch nach Jahren der Zugriff auf die Schuldaten seiner ehemaligen 
Dienststelle m�glich. 

Ab heute bin ich hier der 
DienstÄlteste!
Alles hÅrt auf mich!!
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Aufgaben eines Schulleiters / einer Schulleiterin

Dienstordnung

2. Schulleiter 

2.1 FÄr jede Schule wird ein Schulleiter bestellt. Organisatorisch verbundene Grund- und 
Hauptschulen haben einen gemeinsamen Schulleiter. In einem Schulzentrum haben sich die 
Schulleiter in Angelegenheiten, die eine einheitliche Behandlung erfordern, aufeinander abzu-
stimmen. 

2.2 Der Schulleiter hat in besonderer Weise um die Zusammenarbeit zwischen Lehrern, Er-
ziehungsberechtigten und SchÄlern - im Bereich der Sonderschulen auch um die Zusammen-
arbeit mit den TrÅgern auÇerschulischer Einrichtungen fÄr Behinderte, in der berufsbildenden 
Schule um die Zusammenarbeit mit den TrÅgern der auÇerschulischen Berufsbildung und den 
Arbeitgebern - bemÄht zu sein. 

2.3 Er leitet die Schule verantwortlich. Dabei hat er die geltenden Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, die Weisungen der SchulbehÉrden und die BeschlÄsse der Konferenzen zu be-
achten. 

2.4 Zu den vorrangigen Aufgaben des Schulleiters gehÉrt es, gemeinsam mit der Gesamtkon-
ferenz darauf hinzuwirken, dass die fÄr die ErfÄllung des Erziehungs- und Unterrichtsauftrags 
der Schule notwendigen Bedingungen gewÅhrleistet sind. Er hat darum bemÄht zu sein, dass 
neue Erkenntnisse der PÅdagogik, Didaktik und der Fachwissenschaften in die Arbeit der 
Schule einbezogen werden; dabei sind die Anregungen der Konferenzen und der einzelnen 
Lehrer angemessen zu berÄcksichtigen. 

Daher soll der Schulleiter 

2.4.1 fÄr eine sachlich fundierte ErÉrterung pÅdagogischer und fachlicher Fragen in den Kon-
ferenzen sorgen, 

2.4.2 sich - auch durch Unterrichtsbesuche, die in der Regel mindestens zwei Tage vorher an-
gekÄndigt werden - Äber die Unterrichts- und Erziehungsarbeit an der Schule informieren und 
die Lehrer beraten; wird ein Unterrichtsbesuch im Einzelfall vorher nicht angekÄndigt, so ist 
der Vorsitzende des Personalrats zu informieren; 

2.4.3 fÄr die Einhaltung der LehrplÅne Sorge tragen; 

2.4.4 unter Beachtung von Ñ 22 Abs. 6 SchulG die BeschlÄsse der verschiedenen Konferenzen 
koordinieren und zusammen mit dem Vorsitzenden der jeweiligen Konferenz darauf hinwir-
ken, dass die KonferenzbeschlÄsse durchgefÄhrt und die Ergebnisse ausgewertet werden; 

2.4.5 auf die Koordination der Notengebung - in Sonderschulen auch der Beurteilungen - an 
der Schule in Zusammenarbeit mit der jeweiligen Fachkonferenz achten. HÅlt der Schulleiter 
in AusnahmefÅllen die Önderung einer Note fÄr notwendig, so ist EinverstÅndnis mit dem 
Lehrer anzustreben; kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet er im Benehmen mit 
der Fachkonferenz, bei Zeugnisnoten entscheidet er im Benehmen mit der Klassenkonferenz. 
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2.4.6 Anregungen fÄr die Planung und DurchfÄhrung von Unterrichtsversuchen geben; 

2.4.7 Äber wesentliche VorgÅnge in der Schule rechtzeitig informieren, insbesondere die Ge-
samtkonferenz, den Schulelternbeirat, die SchÄlervertretung und den SchultrÅger; 

2.4.8 unter BerÄcksichtigung der von der Gesamtkonferenz aufgestellten GrundsÅtze die Un-
terrichtsverteilung vornehmen und die Klassenleiter bestimmen. 

Er sorgt fÄr eine ausgewogene Belastung aller an der Schule tÅtigen Lehrer. 

2.5 Er nimmt Aufgaben nach MaÇgabe der Konferenzordnung wahr. Das NÅhere regelt die 
Konferenzordnung. 

Er fÄhrt notwendige Dienstbesprechungen Äber schulische Fragen mit den Lehrern der Schule 
durch. 

FÄr Erziehungsberechtigte und SchÄler hÅlt er regelmÅÇig Sprechstunden ab. 

2.6 Der Schulleiter ist Vorgesetzter der an der Schule tÅtigen Beamten, Angestellten und Ar-
beiter; er hat ihnen gegenÄber Weisungsrecht im Rahmen seiner ZustÅndigkeit. Er ist ver-
pflichtet, sie in ihrer beruflichen Entwicklung zu fÉrdern. Er leitet ihren Einsatz an der Schu-
le. Ist das dienstliche Verhalten eines BeschÅftigten zu beanstanden. hat er die Pflicht, ihn zur 
Önderung seines Verhaltens aufzufordern. Tritt eine Önderung nicht ein, so ist der Schulbe-
hÉrde bzw. dem SchultrÅger zu berichten. 

Er stellt die dienstlichen Beurteilungen der Lehrer und Äbrigen staatlichen Bediensteten ge-
mÅÇ den geltenden Bestimmungen. Zur Ausstellung von Dienstzeugnissen ist der Schulleiter 
nicht befugt. 

2.7 Der Schulleiter vertritt die Schule, insbesondere gegenÄber den Erziehungsberechtigten, 
den SchÄlern, dem SchultrÅger und der Üffentlichkeit. 

2.7.1 Die Vertretung in Rechtsstreitigkeiten regelt sich nach der LandesverfÄgung vom 11. 
September 1951 - MinBl. Sp. 6M - i.d.F. vom 31. MÅrz 1960 - MinBl. Sp. 409; Amtsbl. 
S.109, der Verwaltungsanordnung Äber die Vertretung des Landes in Rechtsstreitigkeiten fÄr 
den GeschÅftsbereich des Ministeriums fÄr Unterricht und Kultus vom 13. Dezember 1951 -
Amtsbl. 5. 3 - geÅndert mit Runderlass vom 15. Juli 1952 - Amtsbl. S.163 - und der Gemein-
schaftlichen Anordnung Äber die Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz bei Klagen aus dem 
BeamtenverhÅltnis vom 28. August 1963 (GVBI. S.205, Amtsbl. S.349). 

2.7.2 Zu rechtsgeschÅftlichen ErklÅrungen ist der Schulleiter nur im Rahmen der ihm durch 
diese Dienstordnung oder durch besondere Anordnung Äbertragenen Befugnisse ermÅchtigt. 
VertrÅge Äber den Erwerb von Schulbedarf und die Wartung schulischer Einrichtungen darf er 
abschlieÇen, wenn er vom SchultrÅger hierzu bevollmÅchtigt worden ist. 

2.7.3 Der Schulleiter beantragt bei dem SchultrÅger die Bereitstellung ausreichender Mittel 
und wirkt auf die Beschaffung des notwendigen Schulbedarfs hin. Er verteilt die zugewiese-
nen Mittel unter BerÄcksichtigung des Vorschlagsrechts der Gesamtkonferenz. 

2.7.4 Der Schulleiter fÄhrt die Aufsicht Äber das SchulvermÉgen und sorgt gemeinsam mit 
dem SchultrÅger fÄr die ordnungsgemÅÇe Behandlung. 
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2.7.5 Der Schulleiter Äbt das Hausrecht in der Schule aus; die Rechte des SchultrÅgers bleiben 
unberÄhrt. Die Hausordnung wird im Benehmen mit dem SchultrÅger, dem Schulelternbeirat, 
der Gesamtkonferenz und der SchÄlermitverantwortung aufgestellt. Das Einvernehmen mit 
dem Schulausschuss ist herbeizufÄhren. Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, entscheidet die 
SchulbehÉrde (Ñ 38 Abs. 2 Satz 3 und 4 SchulG). Schulen eines Schulzentrums geben sich 
nach MÉglichkeit eine gemeinsame Hausordnung. 

2.8 Durch Berichte und Meldungen unterrichtet er die SchulbehÉrde Äber wesentliche Ge-
schehnisse an der Schule. Er meldet schwere Straftaten und alle UnfÅlle den zustÅndigen Be-
hÉrden, bemÄht sich um die Beweissicherung, unterstÄtzt die mit den Ermittlungen Beauftrag-
ten und teilt den Sachverhalt der SchulbehÉrde mit; sind SchÄler an einer Straftat beteiligt, so 
kÉnnen in geeigneten FÅllen vor einer Meldung an die Polizei zunÅchst pÅdagogische MaÇ-
nahmen erwogen werden. 

Der Schulleiter Äberwacht gemeinsam mit den Lehrern den Schulbesuch der SchÄler. 

2.8.1 In Fragen der Schulgesundheitspflege hat er mit dem Gesundheitsamt, in Fragen der Be-
rufsberatung hat er mit dem Arbeitsamt und in Fragen des Jugendschutzes mit dem Jugend-
amt zusammenzuarbeiten. Er hÅlt Kontakt zum Schulpsychologischen Dienst. 

2.8.2 Er ist verantwortlich, dass in regelmÅÇigen AbstÅnden die Verkehrs- und Brandsicher-
heit des SchulgebÅudes und seiner Anlage ÄberprÄft und Gefahrenquellen dem SchultrÅger 
unverzÄglich mitgeteilt werden. 

2.8.3 Er hat mit darauf bedacht zu sein, dass die Vorschriften Äber die Heizung und Reinigung 
der SchulrÅume sowie die Bestimmungen Äber die Streupflicht auf dem SchulgelÅnde ein-
gehalten werden. 

2.9 Die Zusammenarbeit des Schulleiters mit dem Personalrat regelt sich nach dem Personal-
vertretungsgesetz fÄr Rheinland-Pfalz. 

2.10 Zu den Aufgaben eines Schulleiters gehÉren ferner: 

2.10.1 Unterrichtung der Lehrer und der Äbrigen Bediensteten Äber wichtige oder allgemein 
interessierende Rundschreiben. Das Amtsblatt des Kultusministeriums, die Schul-, Dienst-, 
Konferenz- und Hausordnung sind zur Einsicht auszulegen. Die schriftliche BestÅtigung der 
Kenntnisnahme einzelner Regelungen durch die Bediensteten an der Schule kann verlangt 
werden. 

2.10.2 Beurlaubung von staatlichen Bediensteten bis zu acht Arbeitstagen im Urlaubsjahr, 
nicht jedoch unmittelbar vor oder nach den Ferien. Er kann sich selbst bis zu drei Arbeitsta-
gen im Urlaubsjahr beurlauben. Ein geregelter Schulbetrieb muss gewÅhrleistet bleiben. Auf 
die Urlaubsverordnung vom 17. MÅrz 1971 (GVBI. S.125) wird hingewiesen. áber jeden 
staatlichen Bediensteten ist eine Liste Äber Abwesenheit vom Dienst (Beurlaubung, Krank-
heit, sonstiges Fernbleiben) zu fÄhren, die am Ende des Schuljahres der SchulbehÉrde zu 
Äbersenden ist. Bei unberechtigtem Fernbleiben vom Dienst ist die SchulbehÉrde unverzÄg-
lich zu benachrichtigen. 

Sofern der SchultrÅger hierzu ermÅchtigt, kann der Schulleiter auch kommunale Bedienstete 
an der Schule beurlauben. 



Sonderdruck des BPR Grundschulen 2011                                                                                                    14 / 15

2.10.3 Anordnung von Unterrichtsausfall und Regelung von langfristigen Vertretungen; 

2.10.4 Unterschreiben der Zeugnisse und aller von einer Konferenz beschlossenen Mitteilun-
gen an die Erziehungsberechtigten; auf Nr. 2.11 wird verwiesen. 

2.10.5 FÄhren der bei der Schule aufzubewahrenden Personalunterlagen (z.B. Beurlaubungs-
liste, Krankenliste, Beurteilungsduplikate); 

2.10.6 Leitung der Ausbildung der Studienreferendare und LehramtsanwÅrter im Vorberei-
tungsdienst an der Ausbildungsschule im Einvernehmen mit dem Leiter des Studienseminars; 

2.10.7 Aufnahme und Entlassung der SchÄler, VerlÅngerung und VerkÄrzung der Schulbe-
suchspflicht nach MaÇgabe des Schulgesetzes; 

2.10.8 Beurlaubung von SchÄlern Äber drei Tage hinaus sowie Beurlaubungen unmittelbar 
vor und nach den Ferien; 

2.10.9 Vorbereitung und DurchfÄhrung der Wahl des Schulelternbeirats; 

2.10.10 Zusammenarbeit mit dem SchultrÅger bei der auÇerschulischen Benutzung von 
SchulvermÉgen (Ñ 77 SchulG); 

2.10.11 Zusammenarbeit mit dem Schulausschuss; 

2.10.12 innerschulische Organisation des SchÄlertransports; 

2.10.13 FÄhren des Dienstsiegels; 

2.10.14 Zustimmung zu AushÅngen und Bekanntmachungen innerhalb der Schulanlage im 
Rahmen der geltenden Bestimmungen. 
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Fazit des BPR Grundschulen

Lehrkr�fte, die im Sinne der vorbeschriebenen Dienst�ltestenregelung als Vertretung 
der Schulleitung zum Einsatz kommen, haben uneingeschr�nkt alle Rechte und 
Pflichten wahrzunehmen, die mit dem Amt eines Schulleiters / einer Schulleiterin 
verbunden sind.

Dass dies auch �ber Jahre hinweg - den BPR sind F�lle von zwei Jahren und mehr 
bekannt - mit Wissen von ADD und MBWWK so m�glich sein soll, ohne zus�tzliche 
Qualifikation, ohne Verg�tung, ohne sonstige Anerkennung, l�sst mehr Fragen als 
Antworten zu.

Bleibt zu hoffen, dass in den Kollegien des Landes dieser Sachverhalt auf der Grund-
lage dieses Informationspapiers in Rahmen einer Gesamtkonferenz - ausdr�cklich 
unter Teilnahme auch von Elternvertretern - ausf�hrlich und konstruktiv diskutiert 
wird.

In allen sich ergebenden Fragen kann die Beratung durch die Schulaufsicht als auch 
durch den BPR Grundschulen in Anspruch genommen werden.

Hier noch n�tzliche „Links“ zu den entsprechenden Vorschriften:

http://www.justiz.rlp.de/Landesrecht/

223-1 Schulgesetz (SchulG) vom 30. M�rz 2004

223-1-37 Schulordnung f�r die �ffentlichen Grundschulen vom 10. Oktober 2008

223-1-3 Schulwahlordnung (SchulWO) vom 7. Oktober 2005

2030-1-4 Lehrkr�fte-Arbeitszeitverordnung (LehrArbZVO) vom 30. Juni 1999

223111 Ma�nahmen beim Ausbruch eines Brandes und bei sonstigen Gefahren in
Schulen (Verwaltungsvorschrift vom 30.10.1991)

Aufsicht in Schulen (Verwaltungsvorschrift vom 04.06.1999)
223112 F�rderung schulbesuchspflichtiger, noch nicht schulf�higer Kinder
(Verwaltungsvorschrift vom 14.06.1989)

223272 Unterricht von Sch�lerinnen und Sch�lern mit Migrationshintergrund
(Verwaltungsvorschrift vom 22.11.2006)

223309 Verkehrserziehung in den Schulen

http://www.justiz.rlp.de/Landesrecht/

